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Ausgangsbedingungen der Europäischen Integration

Von der wirtschaftlichen zur politischen Union

— antagonistische Interessen der 
westeuropäischen Staaten angesichts 
unterschiedlicher Ressourcen

— Interesse der USA am Wiederer-
starken Westdeutschlands

— Deutschland als Bündnispartner 
im Kalten Krieg

— Ausweitung der EGKS zur EWG (1957) und EU (1993) 
— EU versteht sich als politische Gemeinschaft mit weitreichenden 

legislativen und exekutiven Kompetenzen 
— dabei aber: Nationalstaaten haben Einbußen bei nationaler 

Souveränität, Demokratiedefizit der europäischen Institutionen

Europäische Integration
Ziel: nach zwei verheerenden Weltkriegen 
Schaffung einer europäischen Friedensordnung

— französisches Interesse an 
Schwächung Deutschlands

— Kompromiss: Schaffung der EGKS

2004/07
Beitritt 12
ost- und südosteuropäischer 
Staaten
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Die Drei Säulen der Europäischen Union

514

9  Europa nach 1945 – Spaltung und Integration

und Stabilitätspakt) verpflichten; eine von den Mitgliedsregierungen unabhängige 
Europäische Zentralbank soll die Stabilität der Währung garantieren. Wie problema-
tisch dies ist, zeigt die Eurostabilitätskrise, die nach 2010 verschiedene europäische 
Staaten und die EU selbst schwer belastete.

Die Zukunft Europas
Neue innere und äußere Umstände wie die steigende Anzahl der Mitgliedsstaaten, 
Auswirkungen der Globalisierung, Veränderungen der internationalen Finanzmärk-
te oder institutionelle Probleme führen zu einem ständigen Reform- und Anpas-
sungsbedarf der EU. Die Folge sind die verschiedenen Änderungsverträge zum 
ursprünglichen EU- Vertrag von Maastricht (Amsterdam, Nizza, Lissabon). Haupt-
anliegen all dieser Verträge war jeweils die Reform des politischen Systems der EU 
und die Stabilität der Union. 

Die Zukunft der Europäischen Union wird wesentlich von der Integrationsfähigkeit 
und der Problemlösungskompetenz ihrer Mitglieder abhängen. Angesichts rasanter 
nationaler und internationaler Wandlungsprozesse hat sich in den  Mitgliedsstaaten 
und in den Institutionen der EU eine intensive Debatte um die nahe Zukunft Europas 
entwickelt. Im Mittelpunkt stehen unter anderem Fragen nach der Rolle Europas 
im Prozess der Globalisierung, Probleme des Klimawandels und der Energieversor-
gung sowie der europäischen Sicherheit. Entscheidend wird sein, wie es gelingt, 
die europäische Wirtschaft und die gemeinsame Währung zu stabilisieren und 
soziale Gefälle innerhalb der EU auszugleichen. Unbeantwortet bleibt bisher, wie 
die Identifikation mit der Europäischen Union, die in Mitgliedsstaaten zunehmend 
schwindet, wieder gestärkt werden kann. Dabei gilt es sicherlich, Wege zu finden, 
die Bürgerinnen und Bürger stärker am europäischen Integrationsprozess zu betei-
ligen. Die Entwicklung der 1999 eröffneten Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 
wird Antworten auf viele dieser Fragen geben müssen.

  11   S. 518

150

 

155

160

 

165

170

175

  3    Die Drei Säulen der 
Europäischen Union

Die Europäische Union

Zweite Säule: Gemeinsame  
Außen- und Sicherheitspolitik

Außenpolitik:
 • Kooperation, gemeinsame 

Standpunkte und Aktionen
 • Friedenserhaltung
 • Menschenrechte
 • Demokratie
 • Hilfe für Drittstaaten

Sicherheitspolitik:
 • Gestützt auf die WEU: die Sicher-

heit der Union betreffende Fragen
 • Abrüstung
 • Wirtschaftliche Aspekte der 

Rüstung
 • Langfristig: Europäische 

Sicherheitsordnung

Dritte Säule: Zusammenarbeit 
Innen- und Justizpolitik

 • Asylpolitik
 • Außengrenzen
 • Einwanderungspolitik
 • Kampf gegen Drogenabhängigkeit
 • Bekämpfung des organisierten 

Verbrechens
 • Justitielle Zusammenarbeit in 

Zivil- und Strafsachen
 • Polizeiliche Zusammenarbeit

Erste Säule:
Europäische Gemeinschaft

Entscheidungsverfahren:

EG-Vertrag

Entscheidungsverfahren:

Regierungszusammenarbeit

Entscheidungsverfahren:

Regierungszusammenarbeit

 • Zollunion und Binnenmarkt
 • Agrarpolitik
 • Strukturpolitik
 • Handelspolitik

Neue oder geänderte Regelungen 
für:
 • Wirtschafts- und Währungsunion
 • Unionsbürgerschaft
 • Bildung und Kultur
 • Transeuropäische Netze
 • Verbraucherschutz
 • Gesundheitswesen
 • Forschung und Umwelt
 • Sozialpolitik
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Zeittafel „Europa wächst zusammen“
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Die europäische Integration

12

Der Marshall-Plan verpflichtet die europäischen Länder zur wirtschaftlichen 
 Zusammenarbeit.

12 Länder unter Führung der USA bilden das Nordatlantische Verteidigungsbünd-
nis (NATO). 10 Staaten gründen den Europarat (2004: 43 Mitglieder).

Der Europarat beschließt die „Europäische Konvention der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten“.

Die „Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl“ tritt in Kraft.

„Die Sechs“ und Großbritannien schließen das Verteidigungsbündnis der „West-
europäischen Union“ (WEU).

Die Verträge über die „Europäische Wirtschaftsgemeinschaft“ (EWG) und die 
 „Europäische Atomgemeinschaft“ treten in Kraft.

Im „Brüsseler Kompromiss“ einigen sich die EWG-Staaten auf das Prinzip der 
Einstimmigkeit.

Mit der Vollendung der Zollunion verschwinden die Zollgrenzen in der EWG.

Dänemark, Großbritannien und Irland treten der EG bei.

33 europäische Staaten sowie die USA und Kanada verabschieden in Helsinki die 
Schlussakte der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE).

Süderweiterung der EG: Griechenland (1981), Portugal und Spanien (1986)

Der Vertrag von Maastricht begründet die Europäische Union (EU).

Die Wirtschaftsunion (Vollendeter Binnenmarkt) tritt in Kraft.

Finnland, Österreich, Schweden werden EU-Mitglieder.

11 EU-Staaten führen die gemeinsame europäische Währung (Euro) ein. Die NATO 
führt einen Luftkrieg gegen Serbien zum Schutz der Albaner im Kosovo.

Der Euro wird in 12 EU-Staaten alleiniges gesetzliches Zahlungsmittel.

Der von den USA und Großbritannien ausgelöste (zweite) Irak-Krieg entzweit die 
europäischen Verbündeten.

„Osterweiterung“ der NATO um sieben, der EU um zehn neue Mitglieder. Der 
Europäische Rat verabschiedet den „Vertrag über eine Verfassung für Europa“. 
Der Europäische Rat empfiehlt die Eröffnung von Beitrittsverhandlungen mit der 
Türkei.

„Südosterweiterung“ der EU um Bulgarien und Rumänien (2007) und Kroatien 
(2013).
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